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Ein sofortiges umfassendes militärisches Embargo über Israels verhängen!

Palestinian BDS National Committee, 08.07.2011

Während der Arabische Frühling für Freiheit, Demokratie und soziale Gerechtigkeit der Komplizenschaft der Regierungen der Welt mit den autokratischen und unterdrückerischen arabischen Regierungen getrotzt und sie offen gelegt hat, fahren viele Staaten und Unternehmen mit ihren Rüstungsgeschäften und der militärischen Kooperation mit Israel fort. Diese Kooperation wird trotz des systematischen Einsatzes von Gewalt und Mord an zivilen Palästinensern und Arabern, einschließlich Kindern im Schulalter und Friedensaktivisten, aufrecht erhalten, auch trotz der immer brutaler werdenden Kolonialpolitik gegenüber dem palästinensischen Volk und der hartnäckigen Mißachtung des Völkerrechts (durch Israel).

Sieben Jahre, nachdem der Internationale Gerichtshof in seinem Gutachten eine internationale Zusammenarbeit empfohlen hat zur Sicherstellung, dass Israel die illegale Mauer im besetzten Territorium der Westbank abbaut, und zum sechsten  Jahrestag des Aufrufs der palästinensischen Zivilgesellschaft für eine breite Kampagne für Boykott, Investitionsentzug und Sanktionen (BDS) gegen Israel, bis es sich an das Völkerrecht hält, ruft das Nationale Palästinensische Komitee für BDS zu einer sofortigen internationalen Aktion auf, ein totales und verbindliches miltärisches Embargo Israels zu verlangen, ähnlich dem, das in der Vergangenheit über das Südafrika der Apartheid verhängt worden war.

Israel hat seit seinen gewalttätigen Anfängen mit der systematischen ethnischen Säuberung Palästinas vor mehr als 60 Jahren Tod, Leid, Vertreibung, Enteignung und Zerstörung ohne Ende für Millionen von Palästinensern und anderen Arabern in den Nachbarstaaten gebracht.

Israel wendet militärische Gewalt an, um ein illegales Regime der Besatzung, des Kolonialismus und der Apartheid aufrecht zu halten, um den größten Teil des Bodens mit der geringst möglichen Zahl palästinensischer Einwohner zu kontrollieren, und um zu verhindern, dass das palästinensische Volk sein unveräußerliches Recht auf Selbstbestimmung ausübt. Israel hat das Völkerrecht wiederholt verletzt, indem es bewaffnete Konflikte provoziert bzw. begonnen hat, die die territoriale Expansion mittels Annexion der besetzten Gebiete zum Ziel hatte – was im Fall der Golan-Höhen von der UN-Generalversammlung als Aggressionsakt eingestuft wurde. Der Versuch, diese Art illegalen Gebrauchs militärischer Gewalt als "Selbstverteidigung" zu rechtfertigen, hält nicht der geringsten rechtlichen – und moralischen – Prüfung stand; kein Staat kann legitime (Selbst)Verteidigung für Aktionen geltend machen, die dazu dienen, eine unrechtmäßige Situation aufrecht zu halten, die er selbst heraufbeschworen hat.  

Israel blickt auf eine Geschichte dokumentierter Völkerrechts- und Menschenrechtsverletzungen bei seinen bewaffneten Überfällen, einschließlich   militärischer Operationen, Invasionen und Besetzung palästinensischer und arabischer Territorien unter anderem mittels exzessiver und unverhältnismäßiger Gewalt und Angriffen auf Personen und zivile Infrastruktur. Das hat zu wiederholten Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit geführt.

Mehr noch: Israel hat seine militärischen Angriffe systematisch dazu benutzt, seine Waffen und seine Kriegsdoktrin "im Feldversuch" bei der palästinensischen und libanesischen Bevölkerung in Zusammenarbeit mit seinen Forschungsinstituten auszuprobieren. So erwirbt sich Israel auf dem Weltmarkt einen Wettbewerbsvorteil für seine Rüstungsindustrie mit dem Ziel, die für die Aufrechterhaltung von Besatzung, Kolonialismus und Apartheid nötigen Gewinne zu machen. 

Staaten und zwischenstaatliche Organisationen wie die Vereinten Nationen haben die rechtliche Verpflichtung sicher zu stellen, dass Israel das Völkerrecht respektiert, was ihnen aber nicht gelungen ist. Die Straflosigkeit ermutigt Israel, und seine internationalen Rüstungsgeschäfte finanzieren und festigen seinen Militarismus, sein Expansionsstreben und die fortdauernde Gewalt.

Trotz der zahlreichen und nicht zu widerlegenden Beweise in den UN-Resolutionen und in den Berichten internationaler Menschenrechtsorganisationen über den unrechtmäßigen Gebrauch von Gewalt und Waffen durch Israel und über begangene Verbrechen gegen die Menschlichkeit, über Kriegsverbrechen – einschließlich Kollektivstrafen – und schwere Verfehlungen gegen die Menschenrechte, arbeiten ausländische Regierungen, multilaterale Körperschaften und private Unternehmen weiterhin mit Israels Armee und seiner Rüstungsindustrie zusammen, vergrößern ihre Investitionen bzw. ihre Unterstützung der Forschung und Entwicklung im Rüstungsbereich, wobei vieles in Zusammenarbeit mit israelischen Universitäten abläuft. Diese Regierungen, multilateralen Körperschaften und unternehmen ziehen ganz bewußt Gewinn daraus und sind deshalb an der unrechtmäßigen Anwendung von Gewalt durch Israel mitschuldig.

Viele Regierungen dieser Welt, auch die UNO, bewahren Stillschweigen über das enorme israelische Atomwaffenarsenal, das die internationale Zivilgesellschaft für eine der größten Bedrohungen des Weltfriedens hält. Tatsächlich waren und sind noch verschiedene westliche Regierungen direkte Komplizen bei der Schaffung und exponentiellen Entwicklung der israelischen Nuklearbedrohung. 

Es ist an der Zeit, ein generelles militärisches Embargo über Israel zu verhängen. Das wäre ein wesentlicher Schritt zur Beendigung der unrechtmäßigen und verbrecherischen Anwendung von Gewalt gegen das palästinensische Volk und andere Völker und Staaten der Region und würde ein effektives, gewaltfreies Druckmittel darstellen, damit Israel seinen Verpflichtungen nach dem Völkerrecht nachkommt:

1. Beendigung der Besatzung und Kolonisierung aller 1967 besetzten arabischen Territorien und Abbau der Mauer im Westjordanland;

2. Anerkennung des grundlegenden Rechtes der arabisch-palästinensischen Bürger Israels auf volle Gleichberechtigung und

3. Anerkennung, Schutz und Wahrung des Rückkehrrechts der palästinensischen Flüchtlinge in ihre Häuser und ihr Eigentum, so wie es in der Resolution 194 der Vereinten Nationen festgesetzt ist.

Im Licht des oben Angeführten appelliert das Palästinensische Nationalkomitee der BDS-Bewegung (BNC), der größte Zusammenschluss von palästinensischen Organisationen der Zivilgesellschaft, an alle Menschen mit Gewissen, an  Bewegungen und Organisationen in der ganzen Welt, diesen Aufruf für ein verbindliches und vollständiges militärisches Embargo Israels zu unterstützen und auf Regierungen, multilaterale Körperschaften und die Vereinten Nationen sowie auf staatliche und private Unternehmen und Institutionen Druck auszuüben, um

1. sofort jede Lieferung von Rüstung und diesbezüglichem Material jeglicher Art an Israel zu stoppen, einschließlich Verkauf und Bereitstellung von Waffen, Munition, Fahrzeugen und militärischer Ausrüstung, paramilitärische Polizeiausrüstung – einschließlich Ausrüstungen, die zu doppeltem Gebrauch – sowie Ersatzteile dafür, und ebenso vollständige Beendigung der Gewährung von Lizenzen für die Produktion und die Erhaltung besagter Ausrüstung:

2. alle militärischen Importe, auch zu doppeltem Gebrauch (Einrichtung, Assistenz, Kriegsmaterial) aus Israel zu stoppen;

3. den Transport von Rüstungsgütern aus Israel über nationale Häfen, den Land- oder Luftweg zu stoppen;

4. jede Zusammenarbeit mit der Armee, militärischen Gesellschaften und den israelischen militärischen Projekten I + D einschließlich Joint Ventures, seien sie bilateral oder multilateral, zu beenden:

5. alle militärischen Übungen und Konsultationen mit der Armee, militärischen Gesellschaften und akademischen Forschungsinstitutionen Israels zu beenden;

6. jegliche Militärhilfe für Israel einzustellen;

7. sich jeder Zusammenarbeit mit Israel in der Produktion und Entwicklung von Nuklearwaffen zu enthalten und für einen Atomwaffen freien Nahen Osten zu arbeiten.
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